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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

fcrst mit dem EURO entfalten 
sich die Möglichkeiten 
des gemeinsamen Europas 
Js '»Meilenstein auf dem Weg zum vereinten 
j Ur°pa" bezeichnete Bundeskanzler Helmut Kohl 

einem Interview mit dem Magazin „Future" 
J?r Frankfurter Hoechst AG vom 6. Mai die 
y^führung des EURO und bekräftigte, daß die 
y. "endung der Europäischen Wirtschafts- und 

ahrungsunion den Standort Europa zusätzlich 
^arken und die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
^nkurrenten aus dem Dollar- und dem Yen- 

ahrungsraum verbessern werde. 

Positi 
JSt mit der gemeinsamen Währung können sich die 

ven Wirkungen des Europäischen Binnenmark- 

»Was immer Sie in diesen Tagen hören 
und lesen, gehen Sie davon aus, der Bau 
des Hauses Europa wird jetzt beendet." 
Mit diesen Worten hat Bundeskanzler 

Helmut Kohl am 5. Mai in Canbarra vor 
australischen Unternehmern um Vertrauen 
ui die stabile Entwicklung Europas und um 

Investitionen in Deutschland geworben. 

tes ^ mit über 370 Millionen Menschen voll entfalten." 
s0 

V°n werde nicht nur die Wirtschaft profitieren, 
Qern auch die Wissenschaft: Eine gemeinsame 

Fortsetzung auf Seite 3 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Schröders Blair heißt Wulff* 
Als Konsequenz der inneren Zerstrit- 
tenheit der Konservativen hat General- 
sekretär Peter Hintze den deutlichen 
Sieg der britischen Labour-Partei be- 
zeichnet und die Erwartung der CDU 
ausgedrückt, daß mit dem Regierungs- 
wechsel die schwankende Haltung 
Großbritanniens in der Europafrage 
beendet sein wird. 
Auch wenn man die politischen Verhält- 
nisse in Großbritannien mit denen in 
Deutschland nicht in allen Punkten ver- 
gleichen könne, lasse sich zweierlei fest- 
stellen: 

SPD „mauert" durch Blockaden 

• New Labour hat im Wahlkampf Positio- 
nen vertreten, die bei der SPD bisher 
dem ideologischen Hammer zum Opfer 
fallen. Stichwort Steuerreform: Wo 
Tony Blair in Aussicht stellt, alle Maß- 
nahmen dem einen großen Ziel Wettbe- 
werbssicherung unterzuordnen, fällt 
den Sozialdemokraten in Deutschland 
nichts anders ein, als durch Blockaden 
zu „mauern". 

• Für die CDU bestätigt sich: Politischen 
Erfolg gibt es nicht mit Marktwirtschai1 

pur. Wer soziale Sicherung und umwel1' 
politische Vernunft ausblendet, verlier1 

die Zustimmung der Wählerinnen und 
Wähler. Zur Ökologischen und Sozia- 
len Marktwirtschaft gibt es keine trag- 
fähige Alternative. 

Kraft für Reformen 

Was die Bundestagswahlen 1998 betrifft, 
so Peter Hintze am 2. Mai im Konrad- 
Adenauer-Haus, gehe es deshalb um die 
Frage nach der Reformfähigkeit dieses 
Landes und die Entscheidung darüber, ^e 

die politische Kraft für die notwenigen 
Reformen aufbringt: die Koalition der 
Mitte oder ein Linksblock aus SPD und 
Grünen mit Unterstützung der PDS. 

Im Hinblick auf die niedersächsischen 
Landtagswahlen im Februar 1998 antwof 
tete Hintze auf die Frage eines Korrespon' 
denten, ob er in Gerhard Schröder so et- 
was wie einen deutschen Tony Blair sehe- 
„Schröders Blair heißt Wulff." 

In Deutschland wird kein Zentralismus entstehen 
Generalsekretär Peter Hintze hat 
sich überzeugt davon geäußert, daß 
Berlin den Föderalismus in 
Deutschland auch nach dem Umzug 
von Bundestag und Bundesregie- 
rung in die Hauptstadt nicht 
"überdecken" wird. 

Auf einem Internationalen Symposium 
an der Freien Universität Berlin am 
6. Mai betonte Hintze, in Deutschland 

werde kein Zentralismus nach dem 
Modell Frankreichs entstehen. 
Vielmehr würden Städte wie 
Schwerin, Dresden, München oder 
Hamburg auch künftig „ihre eigene, 
unverwechselbare Bedeutung haben"- 
Hintze unterstrich zugleich, Berlin habe 
„alle Voraussetzungen für eine blühen- 
de Metropole" und das Potential, „wie- 
der eine echte Weltstadt zu werden". 
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Nur gemeinsam werden wir die 
Herausforderungen an der Schwelle 

zum 21. Jahrhundert meistern 
Bundeskanzler Helmut Kohl sandte 
an den Premierminister des Verei- 
nigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland, Tony Blair, 
London, folgendes Glückwunschte- 
tegramm: 
Zu Ihrer Ernennung zum Premiermini- 
ster des Vereinigten Königreichs gra- 
tuliere ich Ihnen sehr herzlich. 
Unsere Länder sind seit vielen Jahren 
ln einer engen und bewährten Part- 
nerschaft verbunden. Der Fortsetzung 
und Vertiefung der vertrauensvollen 
deutsch-britischen Zusammenarbeit 
kommt gerade angesichts der großen 

Zukunftsaufgaben in Europa eine be- 
sondere Bedeutung zu. 
Nur gemeinsam und im engen Schulter- 
schluß werden die Partner der eu- 
ropäisch-atlantischen Wertegemeinschaft 
die Herausforderungen an der Schwelle 
zum nächsten Jahrhundert meistern kön- 
nen. Hierfür müssen wir schon in den 
kommenden Wochen grundlegende Wei- 
chenstellungen schaffen. 
Ich freue mich auf die Zusammenarbeit 
mit Ihnen, besonders auch auf unsere Be- 
gegnungen in diesem Monat, und wün- 
sche Ihnenßr Ihr hohes und verantwor- 
tungsvolles Amt viel Glück und Erfolg. 

Setzung von Seite 1 
tyäh 

nrung erleichtere die Kooperation bei 
■/^überschreitenden 

chnologieprojekten. 

(j   ndsätzlich wies der Bundeskanzler 
auf hin, daß die Globalisierung hervor- 

Und6nde Chancen für neue Technologien 
I d damit für Arbeitsplätze in Deutsch- 
land biete. 

^ °balisierung heiße „weltweites Angebot 
Tat      We^te Nachfrage" und sei eine 
^ sache, an der niemand vorbeikomme, 
typ-    nian s'cn nicht gemeinsam dem welt- 
de *ten Wettbewerb stelle, werde man Bo- 
Ariwer^eren unc* ^e* der Bekämpfung der 
£rf /^^S^eit keinen durchgreifenden 
.    *g haben, warnte der Bundeskanzler. 

er.   lrr»mer hätten freier Handel und frei- 
ge ^tausch von Ideen und Dienstleistun- 
Er   •   Wohlfahrt aller Beteiligten erhöht. 

' Sei sicher, daß die Vorteile der Globali- 

sierung die Nachteile überwiegen. Das 
gelte auch für die Integration der mittel- 
und osteuropäischen Staaten (MOE) in die 
weltwirtschaftliche Arbeitsteilung. 

Kein Grund zum Jammern 
Schon heute seien die deutschen Aus- 
fuhren dorthin höher als beispielsweise in 
die USA. Natürlich bedeute der wachsen- 
de Austausch von Waren und Dienstlei- 
stungen mit den östlichen Nachbarn auch 
für Deutschland mehr Konkurrenz von 
dort. Aber mittelfristig könnten die 
Westeuropäer die preisgünstigen Einfuh- 
ren aus dem Osten nutzen, um im Welt- 
maßstab wettbewerbsfähiger zu werden. 

Die deutsche Wirtschaft sei im übrigen 
nicht schlechter geworden. Die anderen 
hätten nur aufgeholt. „Das ist kein Grund 
zum Jammern, sondern sollte uns zu mehr 
Dynamik anspornen". ■ 



Seite 4 ■ UiD 15/1997 AUFBAU QSj 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Rudi Geil wird sich voll und ganz 
auf die Arbeit für 

den Aufbau Ost konzentrieren 
Zum 30. April scheidet Dr. Johannes 
Ludewig aus dem Amt des Staatsse- 
kretärs beim Bundesminister für Wirt- 
schaft aus, um den Vorsitz im Vorstand 
der Deutschen Bahn AG zu überneh- 
men. 
Seiner hervorragenden Arbeit und insbe- 
sondere seinem engagierten Einsatz als 
Beauftragter der Bundesregierung für die 
neuen Bundesländer gelten in besonderer 
Weise unser Dank und unsere Anerken- 
nung. Vor allem seine unermüdlichen 
Bemühungen um die neuen Bundesländer 
haben große Anerkennung gefunden. Für 
den Aufbau im Osten unseres Vaterlandes 
hat er viel bewirkt. 
Die Nachfolge im Amt des Beauftragten 
für die neuen Bundesländer wird im Ein- 
vernehmen mit Bundeswirtschaftsminister 
Dr. Günter Rexrodt der bisherige Innenmi- 
nister des Landes Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Herr Rudi Geil, antreten. Er wird 
diese Aufgabe als Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft wahrneh- 
men. 

Ein sehr erfahrener Politiker 
Mit Rudi Geil übernimmt ein sehr erfahre- 
ner Politiker dieses wichtige Amt, der sich 
durch besondere Kenntnisse und Fähigkei- 
ten sowohl in der Wirtschaftspolitik als 
auch im Blick auf den Aufbau Ost aus- 
zeichnet. Unter anderem war Rudi Geil 
Wirtschaftsminister des Landes Rhein- 
land-Pfalz und hat in dieser Zeit wichtige 
Akzente für die strukturelle Entwicklung 

dieses Bundeslandes gesetzt. Durch seine 
Tätigkeit als Innenminister des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern ist ihm die La' 
ge in den neuen Ländern bestens vertraut- 
Diese Personalentscheidung ist ein deutU' 
ches Zeichen dafür, welch hohe Bedeu- 
tung die Bundesregierung der Wirtschaft"' 
chen Entwicklung in den neuen Ländern 
beimißt. Rudi Geil wird sich voll und gan 
auf die Arbeit für den Aufbau Ost konzen- 

Erklärung des Bundeskanzlers 
am 29. April 

frieren und dabei die Unterstützung der 
gesamten Bundesregierung haben. 
Als weiterer Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Wirtschaft wird Herr Klaus 
Bünger berufen, bisher Leiter der Abtei- 
lung Wirtschaftspolitik im Bundeswirt- 
schaftsministerium. 
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Hoffnung auf konstruktive europapolitische 
Haltung der neuen Regierung in Großbritannien 
Der überwältigende Wahlsieg der 
Labour-Partei bei den Wahlen in 
Großbritannien wird hoffentlich zu 
einer konstruktiven Haltung der 
neuen Regierung in der Europa-Po- 
"tik, insbesondere auch bei dem an- 
stehenden Abschluß der Regie- 
rungskonferenz zur Reform der Eu- 
ropäischen Union führen, hat der 
stellvertretende Vorsitzende der 
Fraktion der Europäischen Volks- 
Partei im Europäischen Parlament, 
Hans-Gert Pöttering, erklärt. 
In einigen Fragen, wie bei der Unter- 
zeichnung des Sozialprotokolls, habe 
Tony Blair bereits eine positive Hal- 
tung signalisiert. „Wir hoffen, daß 
trotz euro-skeptischer Töne während 
des Wahlkampfes die neue Regierung 
erkennt, daß Großbritannien in die 
Mitte Europas gehört. Es wird eine 
nichtige Aufgabe für die neue Regie- 
rung sein, die britischen Bürgerinnen 
Und Bürger von der Bedeutung des eu- 
ropäischen Einigungsprozesses auch 
für die Zukunft Großbritanniens zu 
überzeugen." 
^ottering wies auch auf die gute und 
Konstruktive Zusammenarbeit mit den 
britischen Konservativen in der EVP- 

Fraktion hin. Es sei zu bedauern, 
daß die konservative Partei sich an 
der Frage der Europapolitik zerstrit- 
ten habe. Auch das könne ein Ele- 
ment in der Analyse des Wahlausgan- 
ges sein. Pöttering äußerte die Über- 
zeugung, daß sich die Zusammenar- 

Die britischen Bürger 
von der Bedeutung des 

europäischen Einigungs- 
prozesses auch für Groß- 
britannien überzeugen 

beit mit den konservativen Europa- 
abgeordneten gerade jetzt als trag- 
fähig erweisen werde. „Zeiten der 
Opposition müssen zur politischen 
Erneuerung genutzt werden. Es wäre 
für den europäischen Einigungs- 
prozeß und für Großbritannien zu 
wünschen, daß die Befürworter der 
europäischen Einigung bei den briti- 
schen Konservativen ihre Partei von 
der Notwendigkeit einer Neuorientie- 
rung in der Europapolitik überzeugen 
können." 

s , as Amt des Parlamentarischen Staats- 
tyj etärs beim Bundesminister des Innern 
he *? Manfred Carstens übernehmen, bis- 
Bii 'amentarischer Staatssekretär beim 

undesminister für Verkehr. 

sei F ^orst Waffenschmidt scheidet auf 
$ta 6n ^ntra§ a^s Parlamentarischer 
I    tssekretär beim Bundesminister des 
f0i ^ ans. Er wird seine wichtige und er- 

reiche Tätigkeit als Beauftragter der 

Bundesregierung für Aussiedlerfragen 
fortsetzen. 

Seit 1982 hat sich Dr. Horst Waffen- 
schmidt im Amt des Parlamentarischen 
Staatssekretärs durch seine sachkundige, 
engagierte Arbeit große Anerkennung und 
bleibende Verdienste erworben; ihm gilt 
mein besonderer Dank. Ich, freue mich, 
daß er bereit ist, weiterhin zum Wohl der 
Aussiedler zu wirken. ■ 
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Haushaltsabschlüsse 1996 

Weitere Konsolidierungsschritte 
sind auch für 1997 unverzichtbar 
Zu den vorläufigen Abschlußergebnis- 
sen der Haushalte 1996 der alten Län- 
der, der neuen Länder und Berlins er- 
klärte der Parlamentarische Staatsse- 
kretär beim Bundesminister der Finan- 
zen, Hansgeorg Hauser: 
Trotz der Beschleunigung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung im Jahresverlauf 1996 
fielen im Berichtsjahr hohe Steuerminder- 
einnahmen an, die auch durch frühzeitig 
getroffene Vorsorge der Gebietskörper- 
schaften z.B. Nachtragshaushalte, Haus- 
haltssperren oder vergleichbare Maßnah- 
men nur teilweise ausgeglichen werden 
konnten. Deshalb ist weiterhin erforder- 
lich, daß Bund und Länder ihr Ausgaben- 
wachstum eng begrenzen, um so das Kon- 
solidierungsziel im Hinblick auf das Defi- 
zitkriterium von Maastricht 1997 einhal- 
ten zu können. 
Die Struktur der Länderhaushalte war 1996 
im Vergleich zum Vorjahr durch die Regio- 
nalisierung des Schienenpersonennahver- 
kehrs (Bahnreform) und die Neuordnung 
des Familienleistungsausgleichs verzerrt. 

Nach den vorläufigen Haushaltsabschlüs- 
sen 1996 betrug das Finanzierungsdefizit 
für die Länder insgesamt 47,3 Mrd. DM. 
Die Haushaltspläne der Länder gingen 
1996 von einem Defizit in Höhe von 39,4 
Mrd. DM aus. Ursächlich für die erhebli- 
che Defizitüberschreitung waren, trotz be- 
achtlicher Minderausgaben, spürbar hohe 
Steuermindereinnahmen gegenüber den 
Planungen der Länder. 
Die Ausgaben der alten Länder (ohne 
Berlin) wuchsen 1996 um 3,3 v.H.. Veran- 
schlagt war ein Ausgabenwachstum von 

4,5 v.H.. Damit wurden die Planungen um 
rd. 3 V2 Mrd. DM unterschritten. Die Ein- 
nahmen der zehn alten Länder stiegen 19"° 
um 3,0 v.H.. Nach dem Soll wurde ein Afl' 
stieg der Einnahmen um 5,0 v.H. erwartet- 
Den hohen Steuermindereinnahmen von &■ 
6 V2 Mrd. DM standen Mehreinnahmen vo11 

knapp 1 Mrd. DM bei den nichtsteuerlichei1 

Einnahmen gegenüber. Die Mindereinnah' 
men insgesamt wurden nur zu knapp zwei 
Drittel durch Minderausgaben ausgegli- 
chen, so daß das geplante Defizit 1996 um 
rd. 2 Mrd. DM überschritten wurde. 

Das Ausgabenwachstum 
muß mittelfristig auf 2 v. H. 

begrenzt werden. 

Die Ausgaben der neuen Länder (ohne 
Berlin) stiegen 1996 um 3,1 v.H.. Das 
Ausgabensoll ging von einem Anstieg um 
4,6 v.H. aus. Der für 1996 vorgegebene 
Ausgabenrahmen wurde um über 1 h 
Mrd. DM unterschritten. Die Einnahmen 
nach dem vorläufigen Abschluß 1996 
wuchsen um 4,6 v.H., geplant war jedocn 
ein Anstieg der Einnahmen um 7,6 V.H- 
Damit ergaben sich Mindereinnahmen v0. 
gut 2 Mrd. DM. Auch 1996 zeigt sich, && 
die nichtsteuerlichen Einnahmen, d.h. zU 

größeren Teil Zahlungen vom Bund, die 
Einnahmenstruktur der neuen Länder be- 
stimmen. Mit einem Anteil von knapp 
51,5 v.H. der Einnahmen insgesamt war 
die nichtsteuerlichen Einnahmen höher' 
die Steuereinnahmen. Das geplante De*> 
wurde 1996 geringfügig um lh Mrd. P^ 
überschritten. Das vergleichbare Vbrjan"/ 
resdefizit wurde hingegen um 1 Mrd. " 
unterschritten. 
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Vorbereitung für EURO „schleunigst anpacken" 
Die deutschen Unternehmen müssen 
schleunigst die Vorbereitungen für 
den EURO in Angriff nehmen. Bei 
der Datenverarbeitung sei es sinnvoll, 
die Vorbereitungen auf den EURO 
Biit der ohnehin anfallenden, Jahr- 
tausendumstellung" zu verknüpfen. 
Softwareberater, Softwarelieferanten 
und die Unternehmen sind hier glei- 
chermaßen gefordert. 
Dies ist das Ergebnis von drei Umfra- 
gen des Deutschen Industrie- und 
Handelstages (DIHT), die sich mit den 
Anforderungen, dem Bedarf und den 
Problemen der Software-Anwender in 
Verbindung mit der Währungsunion 
und den Problemen, Vorbereitungen 
Ur>d dem Angebot der Software-Her- 
steller beschäftigen. In den Umfragen 
wurden knapp 800 Unternehmen als 
Nutzer und 130 Software-Häuser als 
Anbieter befragt. 
Nach DIHT-Angaben liegt die anhal- 
tende Zurückhaltung von Nutzern und 
Software-Herstellern, sich auf die Um- 
stellung vorzubereiten, vor allem dar- 
an> daß sowohl auf nationaler wie eu- 
ropäischer Regierungsebene konkrete 
Informationen und Entscheidungen 
fehlen. „Zweifel am ,Ob' der 
Währungsunion müssen beendet, die 
Aufklärung über das ,Wie' muß inten- 

siviert werden", fordert die Spitzenor- 
ganisation der Industrie- und Handels- 
kammern. 

Als konkreter Handlungsbedarf aus 
den DIHT-Umfragen ergibt sich für 
Wirtschaft und Politik: 

# das Datum des Beginns der dritten 
Stufe der Währungsunion am l. I. 
1999 ernst nehmen, 

• die Vorbereitungen für die DV-Um- 
stellung bereits jetzt in Unternehmen 
und Verwaltungen beginnen. 

DIHT-Umfragen unter- 
streichen Handlungsbedarf 
bei der Datenverarbeitung - 
Politik muß Fakten liefern 

# den Dialog zwischen Wirtschaft 
und Staat über praktische Probleme 
und Lösungen intensivieren, 

# die Kosten für den Umstellungsbe- 
darf durch vernünftige, wirtschafts- 
und praxisgerechte, d. h. flexible und 
pragmatische Regelungen minimieren 

# und die Umstellung als Chance und 
nicht als Belastung begreifen. 

bac 
|oq   lnanzierungsdefizit Berlins betrug 

ÖM nach den vor,äuflgen Zahlen 11,1 Mrd. 
(1   " ^er finanzpolitische Spielraum hat sich 
Mt'1 Weiter reduziert. Das nach dem Haus- 
5 o yan 1996 erwartete Defizit in Höhe von 

.Mrd. DM wurde um 5,3 Mrd. DM über- sch; 
rd ,, Ier1- Mehrausgaben gegenüber Plan von 
Ühp     Mrd. DM und Mindereinnahmen von 
rea.r   ^ Mrd. DM vor allem aufgrund nicht 

' ,erter, aber geplanter Vermögensver- 

äußerungen haben die Finanzsituation Ber- 
lins weiter verschärft. Die Haushaltsab- 
schlüsse 1996 haben gezeigt, daß für 1997 
weitere Konsolidierungsschritte zur Rück- 
führung der Defizite der einzelnen Haushalt- 
sebenen unverzichtbar sind. Um das Konso- 
lidierungsziel von der Ausgabenseite her zu 
erreichen, ist es notwendig, das jährliche 
Ausgabenwachstum mittelfristig auf insge- 
samt 2 v.H. zu begrenzen. ■ 
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Klares Ja zum EURO 

Zur Vollendung der Europäischen 
Währungsunion erklärte der Vorsitzen- 
de des Bundesfachausschusses Agrarpo- 
litik, Reimer Böge MdEP: 
Der Bundesfachausschuß Agrarpolitik for- 
dert die pünktliche Einführung des EURO 
zu den im Maastricht-Vertrag vereinbarten 
Konvergenzkriterien. 
Mit dem EURO wird eine der gravierend- 
sten Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten 
der deutschen Landwirtschaft in Europa 
endgültig verschwinden. Gerade das Bei- 
spiel der Landwirtschaft zeigt, daß ein in- 
tegrierter Markt auf Dauer nur mit einer 
gemeinsamen Währung funktionieren 
kann. 
In einer Zeit, in der Devisenspekulationen 
großen Ausmaßes stattfinden und für 
Währungsturbulenzen sorgen, kann sich 
Europa eine Vielzahl kleiner Währungen 
nicht mehr leisten. Ebenso wie die Agrar- 
wirtschaft ist die gesamte Wirtschaft auf 
Währungsstabilität und damit auf den 
EURO angewiesen. 

Mehr Markttransparenz 
Der EURO wird mehr Planungs- und Kal- 
kulationssicherheit für Exporte bringen, 
die Markttransparenz in Europa entschei- 
dend erhöhen und den Binnenmarkt voll- 
enden. Erst mit der EURO-Einführung 
kann das prognostizierte Wachstumspoten- 
tial durch den Binnenmarkt auch in 
Deutschland voll zur Geltung kommen. 

Erfolgreich kann der EURO nur werden, 
wenn die Geldwertstabilität gewährleistet 
ist und wirtschaftlich eine gleichgerichtet 
Entwicklung in den europäischen Volks- 
wirtschaften stattfindet. Die Einhaltung 
der Stabilitätskriterien ist deshalb ein 
wichtiges Ziel. Deshalb begrüßen wir aus' 
drücklich den Stabilitätspakt und die jung' 
sten Vereinbarungen der EU-Finanzmini' 
ster. Die Entwicklung der langfristigen 
Zinsen zeigt deutlich, daß die sensiblen 
Finanzmärkte bereits heute Vertrauen in 
den EURO haben. 

Erhebliche Anstrengungen 
Für die deutsche Landwirtschaft wird der 
EURO erst dann seinen vollen Wert haben- 
wenn die wichtigsten Partnerländer mit o 
bei sind. Ansonsten blieben zunächst 
schwerwiegende Wettbewerbsverzerrun- 
gen. Alle EU-Staaten unternehmen aber 
bisher schon erhebliche Anstrengungen, 
die EURO-Kriterien einzuhalten. Die Voll- 
endung der Europäischen Währungsunion 
wird einen so großen Sog ausüben, daß £ . 
Länder, die in der ersten Runde nicht dat> 
sind, bald folgen werden. 

Wer die vertraglich festgelegten Grund'3 

gen der Währungsunion leichtfertig zur 

Disposition stellt, trägt die Verantwortung 
dafür, daß die notwendigen Integrations- 
fortschritte über die Regierungskonteren 
und die EU-Erweiterung in Gefahr gerat6 

könnten. 

Unsere 
Elektronischem 
Adressen: 

• INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

• T-ONLINE 
kCDU# 

• X400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bun<* 
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Startschuß für eine neue Etappe der 
deutsch-tschechischen Jugendfreundschaft 
,,,e Bundesrepublik Deutschland und 

., e Tschechische Republik intensivieren 
In? §eme'nsamen Jugendaustausch. 
* diesem Rahmen eröffnete an 29. 

' Pril Bundesjugendministerin Claudia 
oite Un^ jer tschechische Vizeminister 
n. Dr. Frantisek Kozel die Koordinie- 

s^gsstelle für den deutsch-tschechi- 
"en Jugendaustausch in Regensburg. 

jJJ? September 1996 hatte Ministerin Nolte 
»    'hrem tschechischen Amtskollegen 
AL

11
. ^mP im ostböhmischen Policka eine 

sjchtserklärung zur Errichtung von 
■ ei Koordinierungsstellen für den 

utsch-tschechischen Jugendaustausch 
^zeichnet. 

ü   "förderte das Bundesjugendministeri- 
Sc 

die Begegnung von ca. 6.000 deut- 
le en und tschechischen Jugendlichen, 
j    das Netz der deutsch-tschechischen 
(J=endkontakte dichter werden zu lassen, 

die Koordinierungsstelle am Aus- 
\Tt    interessierte Jugendliche und Fach- 
p   le beraten, ihnen bei der Suche nach 
•j,   nergruppen in Tschechien helfen und 
üah ZUr ^nanzieiien Unterstützung geben. 
te   

ei arbeitet das Büro eng mit einer wei- 
ts ,n Koordinierungsstelle in Pilsen, der 
b   echischen Partnerstadt von Regens- 

§' zusammen. 

An der Finanzierung der Koordinierungs- 
stelle in Regensburg beteiligen sich der 
Bund zu 60 Prozent, das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst zu 30 und das 
Sächsische Staatsministerium für Kultus 
zu 10 Prozent. 

Chance, die alten Gräben 
gänzlich zuzuschütten 

Insgesamt werden die Maßnahmen des 
deutsch-tschechischen Jugendaustausches 
vom Bundesministerium für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend im Jahre 1997 
mit rund zwei Millionen Mark gefördert. 
Damit erhöht sich die Summe von bisher 
mehr als 400.000 DM um etwa das Vierfa- 
che. 
Claudia Nolte: „Mit dem deutsch-tsche- 
chischen Jugendaustausch erhalten junge 
Menschen einmal mehr die Möglichkeit, 
die politische Forderung nach einem ge- 
einten Europa konkret umzusetzen und 
mit der eigenen Person hierfür einzuste- 
hen. Jahrzehntelang war Europa geteilt, 
der Graben schien unüberwindbar. Die Ju- 
gend beider Völker hat nun die Chance, 
den Graben gänzlich zuzuschütten." 

^elsenwasser: Mehr private und größere Wasserversorger nötig 
-le Gelsenwasser-Gruppe, nach eigenen Angaben Deutschlands größter privater 

asserlieferant, hat eine stärkere Beteiligung von privaten Unternehmen an der kom- 
v 

uJ^a'en Wasserversorgung gefordert. Angesichts des drastisch gesunkenen Wasser- 
Brauchs könnten die Kommunen ihre Kosten bei der Trinkwasserversorgung und 

y, Wasserentsorgung nicht mehr decken, sagte der Vorstandsvorsitzende der Gelsen- 
in

a^Ser AG (Gelsenkirchen), Peter Scherer, auf der Internationalen Wasserfachmesse 
v 

erün. In der Abwasserversorgung sind in den kommenden Jahren laut Scherer In- 
st'tionen in Höhe von 300 Milliarden DM notwendig. 
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Wiederholungstaten müssen so weit 
wie möglich ausgeschlossen werden 
Am 28. und 29. April fand in Stuttgart 
die zehnte Konferenz der innenpoliti- 
schen Sprecher der Unionsfraktionen 
aus Bundestag und Landtagen statt. 
Das Ergebnis der Konferenz: 
„Wir müssen das gesetzliche Instrumenta- 
rium optimieren, dabei ist im Zweifel zu- 
gunsten des Anspruchs der Allgemeinheit 
auf umfassenden Schutz zu entscheiden. 
Die Interessen der Täter sind nachrangig." 
Dieses Fazit zogen die innenpolitischen 
Sprecher der Unionsfraktionen auf ihrer 
Konferenz in Stuttgart, die unter dem The- 
ma „SexualStraftaten - wie kann man un- 
sere Gesellschaft schützen?" stand. 
Der Vorsitzende der Konferenz, der innen- 
politische Sprecher der CDU-Landtags- 
fraktion Nordrhein-Westfalen Heinz Paus 
MdL, und der innenpolitische Sprecher 
der gastgebenden baden-württembergi- 
schen Fraktion, Manfred List MdL, be- 
richteten vor der Presse über das Ergebnis 
der Konferenz. 
Zunächst beschäftigten sich die Sprecher 
mit der bayerischen Gesetzesinitiative, die 
der Staatssekretär Hermann Regensburger 
von der bayerischen Staatsregierung erläu- 
terte. 
Die innenpolitischen Sprecher der Union 
machen sich die wesentlichen Punkte des 
Bundesratsentwurfes der bayerischen 
Staatsregierung zueigen: 
• Wiederholungstaten müssen soweit wie 
möglich ausgeschlossen werden, z.B. 
durch die erleichterte Möglichkeit, Siche- 
rungsverwahrung für rückfällige Straftäter 
verhängen zu können (schon bei der ersten 
Wiederholungstat). 
• Zwingende Verpflichtung zur Einho- 
lung eines Gutachtens vor einer Entschei- 

dung über eine Strafaussetzung zur Be- 
währung bei rückfallgefährdeten Tätern. 

• Verpflichtung zur Therapie bei der 
Strafaussetzung zur Bewährung (zum Bel' 
spiel auch Suchttherapie). 
• Therapie auch ohne Einwilligung des 
Täters. 
• Höhere Hürden für Erleichterungen in1 

Strafvollzug. 
Gäste der Konferenz waren Fachleute aus 
der baden-württembergischen Polizei 
(Leiter von Jugenschutzkommissariaten 
und Kommissariaten für Sexual Straftaten)- 
die Leiterin des kriminologischen Dien- 

Schutz vor Sexualstraftätern 
weiter verbessern 

stes des baden-württembergischen Straf- 
vollzuges sowie ein Wissenschaftler aus 
dem Bereich psychiatrische Forensik 
(Universität Tübingen). 
Im Gespräch wurde deutlich, daß die Er- 
kenntnisse über Ursachen von Sexual- 
straftaten noch sehr rudimentär sind. V& 
halb sind auch die Therapieansätze in vie 

len Bereichen noch nicht sehr gesichert- 

Fest steht, daß es eine Tätergruppe gibt- 
die für die heutigen Therapieansätze unZ 
gänglich ist. Für sie kann es zum Schutz 
der Allgemeinheit nur die dauerhafte si- 
chere Verwahrung geben. 
Breiten Raum in der Erörterung nahm 
auch der Einsatz chemischer Mittel (zunl 

Beispiel Androcur) in der Therapie ein- 
Die innenpolitischen Sprecher halten de . 
Einsatz solcher Mittel in geeigneten Fä> 
für vertretbar und angezeigt. 
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, ^ 'innenpolitischen Sprecher erwarten, 
£ sich Bundestag und Bundesrat rasch 
* ein Gesetzespaket verständigen, das 

y der Basis der bayerischen Vorschläge 
Besserungen des gesetzgeberischen In- 

<-   ^entariums, vor allem in Bereich der 
^Prozeßordnung wie auch des Strafge- 

• tzbuches umsetzt. 
rüber hinaus halten die innenpoliti- 

^en Sprecher weitere Maßnahmen für 
geboten; 

j uie Möglichkeiten der Videografie bei 
i r Vernehmung von Opfern kann dazu 
<> "|ragen, den Opfern die wiederholte 

Liderung ihrer Torturen zu ersparen. 

s De 
ädigten von Sexualdelikten unverzicht- 

ersparen. 
^er Opferanwalt ist gerade für die Ge- 

bar. 

de J Gesprächen mit Vertretern des Lan- 
skriminalamtes Baden-Württemberg 
rde deutlich, daß wir alles daran setzen 

ba if60' eme bundesweite DNA-Daten- 
s ,    auzubauen und die gesetzgeberi- 
M 

en Voraussetzungen für eine effiziente 
.   zung des „genetischen Fingerab- 

U(*s" zu schaffen. 
abei und vor allem auch für eine Aus- 
Ung der begleitenden Täterforschung 

müssen die Belange des Datenschutzes 
zurücktreten. 

• Im Bereich sexueller Belästigungen 
gibt es nicht akzeptable Ungereimtheiten 
im Zusammenhang mit der Fangschaltung. 

• Auch wenn die Erfahrung zeigt, daß die 
Wahrscheinlichkeit eines Rückfalls in den 
ersten drei Jahren besonders groß ist, soll- 
te grundsätzlich nach dem Vorbild Bay- 
erns verfügt werden, daß Kriminalakten 
von Sexualtätern zwanzig Jahre verwahrt 
werden. 

• Nach dem Beispiel von Bayern und Ba- 
den-Württemberg sollte bundesweit auch 
gezielt im Internet vor allem nach Ange- 
boten mit kinderpornografischem Inhalt 
gefahndet werden. Dazu sind die erforder- 
lichen gesetzlichen, aber auch tatsächli- 
chen Grundlagen zu schaffen. Wir dürfen 
uns hier nicht auf Zufallsfunde verlassen. 

Die Kriminalstatistik zeigt, daß wir im Be- 
reich der Sexualdelikte keinen extremen 
Anstieg der Fallzahlen vermerken müssen. 
Dennoch ist die Politik gerade in diesem 
Feld gefordert. Die sexuelle Selbstbestim- 
mung, der Schutz der körperlichen Unver- 
sehrtheit sind hohe Rechts<iüter. ■ 

Arbeitslosigkeit im April auf 4,35 Millionen gesunken 
j*te Zahl der Arbeitslosen in 
Deutschland ist im April auf rund 
JM47 Millionen gesunken. Gegenü- 
ber dem Vormonat ging die Zahl um 
J*und 130.000 zurück und erreichte 
*tomit eine bundesweite Quote von 
M>3 Prozent gegenüber 11,7 Prozent 
'»«März. 
*m westlichen Teil Deutschlands sank 

le Zahl der Erwerbslosen nach Anga- 
ben der Bundesanstalt um gut 96.000 
J** knapp über drei Millionen, die 
vuote betrug 9,8 Prozent gegenüber 

u>2 Prozent im Vormonat. In den neu- 

en Ländern zählten die Arbeitsämter 
1,3 Millionen Arbeitslose, 34.000 we- 
niger als im März. Hier sank die Quo- 
te von 18,1 Prozent auf 17,5 Prozent. 
Generalsekretär Peter Hintze sieht 
in den neuen Arbeitslosenzahlen einen 
Beleg dafür, daß das Programm für 
mehr Wachstum und Beschäftigung 
Wirkung zeige: „Die Wende am Ar- 
beitsmarkt ist zu schaffen." Ein „wei- 
terer Schub" für den Arbeitsmarkt sei 
von der großen Steuerreform zu er- 
warten, die die SPD nicht weiter 
blockieren dürfe. 
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Erziehung als Mittel der 
Gewaltprävention neu entdecken 
Im Anschluß an eine gemeinsame Fach- 
tagung der Konrad-Adenauer-Stiftung 
mit Rechtsexperten aus dem Bundesar- 
beitskreis Christlich-Demokratischer 
Juristen (BACDJ) zur Kinder- und Ju- 
gendkriminalität erklärte der Vorsit- 
zende des BACDJ, Herbert Helmrich: 
Die ständig wachsende Kriminalität von 
Kindern und Jugendlichen zählt zu einer 
der größten Herausforderungen an die 
Rechtspolitik. Wenn wir heute nicht wirk- 
same Maßnahmen gegen die Orientie- 
rungslosigkeit, Konfliktunfähigkeit und 
Gewaltbereitschaft von Kindern und Ju- 
gendlichen ergreifen, werden wir morgen 
schwer an den Folgen einer destabilisier- 
ten und konsensunfähigen Gesellschaft 
tragen. Der beste Weg, um Jugendgewalt 
und Jugendkriminalität zu verhindern, ist 
dabei die lenkende Erziehung in einer lie- 
bevollen und verläßlichen Beziehung. 
Die Bedeutung der Erziehung als Mittel 
der Gewalt- und Kriminalitätsprävention 
ist zentral. Der BACDJ stellt deshalb - ge- 
meinsam mit Experten aus Wissenschaft 
und Praxis, die an der Tagung teilgenom- 
men haben - folgende 8 Thesen für eine 
gewalt- und kriminalitätsverhütende Er- 
ziehung auf: 

Erziehen ist das Einüben erwünschter 
Verhaltensweisen im Gegensatz zur Sozia- 
lisation, die das Erlernen auch uner- 
wünschter Verhaltensweisen umfaßt. Er- 
ziehung scheitert heute häufig daran, daß 
das Erziehungsfeld inkonsistent ist, d. h. 
daß zum Beispiel die Erziehungsträger El- 
tern und Schule unterschiedliche Anforde- 
rungen an die Kinder stellen. 

Wichtigster Mangel elterlicher Erzie- 
hung heute ist die fehlende Kontrolle der 

Kinder und die mangelhafte Einhaltung 
der elterlichen Erziehungsvorgaben. Erz,e' 
hung, die nur milde straft, zugleich aber 
unnachgiebig in der Einhaltung der gesetf 
ten Vorgaben ist, führt erwiesenermaßen 
am besten zur Regeleinhaltung und zu- 
gleich zur Gewalt- bzw. Aggressionslosig' 
keit der Kinder. 

Elterliche Erziehung wird heute durc 

kompliziertere äußere Rahmenbedingun- 
gen - Auflösung der traditionellen Farni' 
lie, Fehlen der männlichen Bezugspersofl 
im Erziehungsprozeß, aber auch Arbeits'0 

sigkeit und Wohnungsnot - sowie durch 
zunehmende existentielle Probleme der 
Erziehenden selbst - Alkoholimus, Straf' 
fälligkeit, Orientierungslosigkeit etc. -eV 

schwert. 

Diese Probleme und die dadurch aus' 
gelösten Aggressionen werden in die Seh 
le „hineingetragen". Schulische Erziehung 
kann der mitgebrachten Gewalt nur dann 
entgegenwirken, wenn sie in ihrem Bere' 
nicht die Fehler der Familie wiederholt,   . 
sondern eine Atmosphäre der Einigkeit ufl 
des Konsenses schafft (Konsensschule)- 
Dazu zählt vor allem, daß sich die Lehrer 
und Lehrerinnen über den Erziehungsauf' 
trag der Schule einigen und eine Schuld 
tur entwicklen, die in einem Schulpro- 
gramm dokumentiert werden sollte. 

Wichtigster Bestandteil schulische1" 
Erziehung ist das Angebot der Lehrer T$ 
Beziehung, Begegnung, Nähe und Emp 
thie. Nur im Rahmen einer Lehrer- 
Schüler-Beziehung können Regelbefa'' 
gung eingefordert, Freiräume begrenz1' 
Leistung herausgefordert und Mißerfolg 
durch Ermutigung überwunden werden- 
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Schließlich dient auch das Jugend- 
^afrecht der Erziehung: Strafen haben 

schreckende Wirkung für den einzelnen 
j/aftäter und die Allgemeinheit. Die 

^strafe ist zwar ultima ratio im sträf- 
lichen Sanktionensystem; jedoch 
tzt der Erfolg der anderen nach dem Ju- 

^ndgerichtsgesetz vorgesehenen Maß- 
nrnen - Erziehungsmaßregeln und 

Uchtmittel - die Möglichkeit der Verhän- 
*ün8 einer Jugendstrafe voraus. Die Not- 
. en

ndigkeit ihres Bestehens steht deshalb 
außer Zweifel. 

*f* Kinder und Jugendliche müssen bei 
§elwidrigem Verhalten möglichst früh- 

^ ,l|g eine Reaktion der Strafverfolgungs- 
.^örden erfahren. Sanktionen müssen 

L..ltnah und mit Bezug zur Strafttat ver- 
£.ngt werden, damit ihr erzieherisches 

ei dem jugendlichen Täter noch erkenn- 
et- Strafen geben zugleich ein Signal 

gegenüber Freunden und Bekannten - der 
sog. peer-group - des straffällig geworde- 
nen Jugendlichen. 

Die Durchführung des Strafvollzugs 
für Jugendliche bedarf einer besseren und 
genaueren Rechtsgrundlage als bisher. 
Deshalb muß das bereits seit langem ge- 
plante Jugendstrafvollzugsgesetz endlich 
verabschiedet werden. 

Neben den Rechtsexperten aus dem 
BACDJ haben — parteiübergreifend - an 
der Tagung teilgenommen: die Kriminolo- 
gen Prof. Dr. Alexander Böhm, Prof. Dr. 
Hans-Dieter Schwind und Prof. Dr. Mich- 
ael Walter, der Psychologe Prof. Dr. Fried- 
rich Lösel, der Bochumer Jugendamtslei- 
ter Dr. Fred Krause, der Präsident des 
Deutschen Lehrerverbandes Josef Kraus, 
der Leitende Regierungsdirektor Ralf 
Schmidt und der Leiter der Jugendanstalt 
Hameln, Hansjürgen Eger. 

Kinder- und Jugendkriminalität - 
Prävention statt Strafe 

^ diesem Thema hatte auch die CDU- 
. rgerschaftsfraktion Bremen eingela- 
fe.n* Rund 300 Teilnehmer aus dem Be- 

en von Jugendverbänden, Schulen und 
'Einrichtungen waren gekommen. 

£.. stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
nu

1Sabeth Motschmann äußerte die Hoff- 
§e /*' ^ ^'e Fachtagung für die zukünfti- 

ugendarbeit in den Schulen und in den 
su 

eren angesprochenen Bereichen Lö- 
gen aufgezeigt und Anlaß dazu ge- 

W en werde, sich nicht nur mit Schlag- 
j  nen zu befassen. 

ttJjensenator Ralf H. Borttscheller erläu- 
Por "n Se'nem Eingangsreferat die 
l^iliche Kriminalstatistik für das Jahr 

• demnach sei im Land Bremen die 

Zahl der tatverdächtigen Kinder 1996 um 
3,5 Prozent zurückgegangen. 
Weiter sagte er: „Wenn wir auf die ver- 
gangenen 15 Jahre zurückschauen, so 
müssen wir zunächst feststellen, daß 
Organisationseinheiten der Bremer Poli- 
zei, die sich spezieller mit der Bekämp- 
fung der Jugendkriminalität befaßt haben, 
Anfang der 80er Jahre aus tatsächlichen 
oder vermeintlichen Sparzwängen aufge- 
löst worden sind. Seit dieser Zeit sind 
keine speziellen Jugendsachbearbeiter 
mehr ausgebildet worden. In Zukunft 
wird es vor Ort wieder gut ausgebildete 
Jugendsachbearbeiter geben. Damit ist 
ein wichtiges Signal zur besseren 
Bekämpfung der Jugendkriminalität ge- 
setzt worden." ■ 



Die Europäische Volkspartei, in der seit zwei Jahrzehnten die 
Christdemokraten zusammenwirken, bildet mit ihrer Fraktion im 

Europäischen Parlament eine Kraft, die den Kurs der Europäischen 
Union nachhaltig mitbestimmt: 

Europas 
Kraft der Mitte 

J"BGEN„ 

Ihr Präsident, der Belgier Wilfried Martens, hat die 
EVR zusammen mit Freunden aus mehr als zwanzig 
Parteien Europas, zu einem politischen Faktor wer- 
den lassen, den Europas Regierungen und die Orga- 
ne der Europäischen Union ernst nehmen. Dies wur- 
de auch durch Straffung der EVP-Arbeit erreicht. 
Das neue Statut der EVP schuf zum Beispiel die Ein- 
richtung eines eigenen europäischen „Gipfels" der 
Partei, auf dem die der EVP angehörenden Regie- 
rungschefs ihre Politik in der EU koordinieren. 

Die Robert-Schuman-Stiftung, hervorgegangen aus 
einer Initiative von EVP-Parlamentariern, legt ein 
Buch über die EVP vor, das sich nicht zuletzt an be- 
freundete Parteien und Gruppen in den Reformlän- 
dern Ost-, Ostmittel- und Südosteuropas wendet. 
Die EVP will die Osterweiterung der Europäischen 
Union, die Robert-Schuman-Stiftung hilft durch Zu- 
sammenarbeit mit Bürgern der beitrittsbereiten 
Staaten. Der Präsident der Stiftung, Staatssekretär 
a. D. Konsul Horst Langes, ist Ehrenmitglied des Eu- 
ropäischen Parlaments, dem er viele Jahre angehör- 
te. Er unterstützt persönlich die Aktivität der Stiftung 
in Ostmitteleuropa auch persönlich „vor Ort". 

In den Reformstaaten sind weder die Geschichte 
der Integration Europa noch die historische Rolle 
der westeuropäischen Christdemokraten ausrei- 
chend bekannt. Die kommunistische Propaganda 
hatte isolierend gewirkt, aber auch die Sprache von 
„Eurokraten" war seit der Wende nicht immer hilf- 
reich. Das Buch der Robert-Schuman-Stiftung, das 
noch in Polnisch, Ungarisch und Tschechisch er- 
scheint, will daher Schlüssel zum besseren Verste- 
hen nicht nur der EVP, sondern der Ziele sein, die mit 
dem Vertrag von Maastricht insgesamt verbunden 
sind. 

Was 

und f 

Das Buch ist als Taschenbuch oder mit festem Einbau 
erhältlich. Es hat 188 Seiten und 40 größtenteils farbig 
Abbildungen. Bestellungen bitte an die Robert-Scr" 
man-Stiftung, Generalsekretär Karl Colling, BAK W 
L-2929 Luxemburg-Stadt unter ISBN 2-9599915-0* 
Preise: Taschenbuch 14,80 DM, mit festem Einb3n 

19,80 DM, jeweils einschließlich Versandkosten. 

Der Verfasser, Dipl.-Ing. Jürgen Wahl, 1929 in Krefeld ge^J 
ren, ist seit 1951 in der Europäischen Bewegung und s* 
1953 in der CDU aktiv. Von 1968 bis 1994 war er für Zeit^ 
gen und Agenturen tätig, zuletzt als Chefkorrespondent <£ 
deutschen Wochenzeitung „Rheinischer Merkur". Er , 
gleitete den Aufbau der EVP publizistisch von der ? ^ 
der Gründung der transnationalen Partei an. Wahl berät 
Robert-Schuman-Stiftung seit der Wende von 1989, & 
sonders bei der Auswahl polnischer Stipendiaten. 
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800.000 Mitglieder und Anhänger 
sog. Sekten und Psychogruppen 

le Vorsitzende der Enquete-Kommissi- 
n »»Sogenannte Sekten und Psycho- 

^uppen", Ortrun Schätzle MdB, stellt 
,,e Ergebnisse einer von der Kommis- 
^n in Auftrag gegebenen Umfrage zu 

"formen und Verbreitung der Beteili- 
j>Ut,g oder Mitgliedschaft in sogenann- 
en Sekten und Psychogruppen" vor: 
u0-000 der in Deutschland lebenden Per- 
len bezeichnen sich selbst als Mitglied 
aer Anhänger einer neuen religiösen/ 
^anschaulichen Bewegung oder Psy- 

, n°gruppe bzw. einer solchen Gruppe na- 
estehend. Dies ergab eine im Auftrag der 
nquete-Kommission „Sogenannte Sekten 

k d Psychogruppen" von Infratest Burke 
enin durchgeführte repräsentative Um- 

lage „Formen und Verbreitung der Betei- 
§ung ocjer Mitgliedschaft in sog. Sekten 
d Psychogruppen". In dieser Untersu- 
^ng wurden Personen in der Bundesre- 

f^Hk Deutschland ab 14 Jahre in den 
zten drei Monaten befragt. 

si k ^es sens'D'en Themas war die Unter- 
st   nfc durch eine hohe Antwortbereit- 
öi H   der Befra8ten gekennzeichnet. Nur 

der Frage nach dem Namen der Grup- 
^erung verweigerten 73 Prozent die Ant- 
p°n- Dies würde umgerechnet auf 600.000 

rs°nen in der Bundesrepublik zutreffen. 

j. n den Mitgliedern bzw. Anhängern, die 
be   ^itgHedsorganisation namentlich 

ennen, werden am häufigsten genannt: 

% d'e Zeugen Jehovas 
^ ^-hristengemeinschaft 
% p ^o/ehemals Bhagwan-Bewegung 
% ^'ngstkirchen 
.  Sc'entology. 

Gr    
enJenigen, die Angaben zu ihrer 

PPierung gemacht haben (rund 200.000 

Personen) bekennen sich - hochgerechnet 
auf die Gesamtbevölkerung ab 14 Jahre - 
z. B. 100.000 Personen zu den Zeugen Je- 
hovas, 16.000 Personen zur Christenge- 
meinschaft und 9.000 Personen zu Sciento- 
logy. Bei der Frage der Mitgliedschaft oder 
der Anhängerschaft einer Gruppierung gibt 
es keinen bedeutenden Unterschied zwi- 
schen Männern und Frauen. 
200.000 der in der Bundesrepublik 
lebenden Personen ab 14 Jahre bekennen 
sich zu einer früheren Anhänger- bzw. 
Mitgliedschaft. 1,2 Mio. Menschen in der 
Bundesrepublik haben schon einmal Ver- 
anstaltungen neuer religiöser bzw. welt- 
anschaulicher Bewegungen oder Psycho- 
gruppen besucht, bzw. ihre Angebote, 
z.B. Meditationen, spirituelle Trainings, 
Energiearbeit, Lebensberatungskurse, Bi- 
belkurse usw. in Anspruch genommen. 
Bevölkerungsstatistisch gesehen sind Per- 
sonen mit höherem Bildungsniveau und 
gehobenem Einkommen (ab 6.000 DM 
brutto) die häufigsten Nutzer von Angebo- 
ten in diesem Bereich. Gleiches gilt für 
die Altersgruppe der 30 - 45jährigen so- 
wie der Singles. Zudem nehmen Groß- 
stadtbewohner häufiger an entsprechenden 
Angeboten teil. 

Die Hälfte der Befragten bezeichnete sich 
als Einmal-Nutzer solcher Angebote; 40 
Prozent als Mehrfach-Nutzer und drei Pro- 
zent nehmen regelmäßig an Veranstaltun- 
gen und Kursen teil. 

Als Veranstalter dieser Kurse werden am 
häufigsten z. B. die Zeugen Jehovas, 
Scientology, Gesellschaft für Transzenden- 
tale Meditation, die Mun-Bewegung, die 
Neue Kirche Swedenborg, das Universelle 
Leben sowie das Forum/Landmark Educa- 
tion genannt. ■ 
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Bundesbildungsminister Jürgen Rüttgers: 

Lehrstellenaktion der Deutschen 
Bank-Stiftung vorbildlich 
Bundesbildungsminister Jürgen Rütt- 
gers erklärte auf der Pressekonferenz 
der Deutschen Bank-Stiftung „Hilfe zur 
Selbsthilfe" zum Thema „Mehr Ausbil- 
dungsplätze - Jetzt!" am 28. April: 
Wir brauchen dieses Jahr 13.000 zusätzli- 
che Lehrstellen. 500 davon sind jetzt da! 
Die Deutsche Bank-Stiftung startet heute 
ihre Initiative „Mehr Ausbildungsplätze - 
Jetzt!". Sie fördert damit mindestens 500 
zusätzliche Ausbildungsplätze. Ich finde: 
Das ist eine großartige Sache. Und ich bin 
überzeugt: Die Zahl 1.000 wird bei dieser 
Aktion erreicht werden. 
Ich freue mich auch, daß namhafte Medi- 
en wie der MDR und der Stern und andere 
Tageszeitungen die Aktion unterstützen. 
Das hilft, die Initiative bekanntzumachen. 
Und immer mehr Menschen begreifen: 
Berufsausbildung ist nicht nur ein Gebot 
wirtschaftlicher Vernunft. Sie ist vor allem 
Zukunftssicherung für die junge Generati- 
on. 
Ausbildung und Renten sind zwei gleich- 
wertige Seiten der Medaille „Zukunftssi- 
cherung": Ohne Berufsperspektive der 
Jungen keine Versorgungssicherheit der 
Älteren. 
Ziel der Initiative sind mehr neue 
Lehrstellen. Die brauchen wir dringend, 
wenn alle Jugendlichen, die 1997 eine Be- 
rufsausbildung beginnen wollen, eine 
Lehrstelle finden sollen. Die Halbzeitbi- 
lanz für die laufende Lehrstellenvermitt- 
lung war ein Alarmsignal. Wir müssen 
kräftig zulegen. Sonst droht eine Lehrstel- 
lenlücke. Um so wichtiger sind freiwillige 
Initiativen der Wirtschaft, wie die Initiati- 
ve „Mehr Ausbildungsplätze - Jetzt!" 

Die Aktion zeigt beispielhaft: In der Wirt- 
schaft gibt es viel freiwilliges Engage- 
ment, unternehmerische Initiative und so- 
ziale Verantwortung. Das sind im Kern die 
Eigenschaften, die die soziale Marktwirt- 
schaft ausmachen und prägen. Ich halte 
überhaupt nichts von einer Ausbildungs- 
platzabgabe wie sie die SPD fordert. Das 
ist ein Irrweg! Die Bundesregierung setzt 
auf Eigeninitiative statt auf Zwang. Wir 
setzen auf unternehmerische Freiheit statt 
auf staatliche Bevormundung. Auf den 
Punkt gebracht: Wir setzen auf die soziale 
Marktwirtschaft, die SPD setzt auf sozial'' 
stische Rezepte. 

In erster Linie kommt es auf Unternehme^ 
Kammern und Gewerkschaften an. Die 
Politik kann günstige Rahmenbedingun- 
gen schaffen. Vor kurzem habe ich mit 
dem „Reformprojekt Berufliche Bildung' 
aufgezeigt, wie wir das duale System fit 
machen für die Wissensgesellschaft des 
21. Jahrhunderts. Es steht unter drei Leitl»' 
nien: 

• mehr Freiheiten für die ausbildenden 
Betriebe, 

• mehr Modularität und Flexibilität in 
den Ausbildungsgängen und 

• mehr qualifizierende Abschlüsse. 

Hieraus ergibt sich konkreter Handlungs' 
bedarf. Die Länder müssen die Beruls- 
schulzeiten endlich flexibler und betrieb*' 
freundlicher organisieren. Die Ausbil- 
dungsordnungen müssen flexibler werde 
und mehr auf die betrieblichen Bedürtm 
se eingehen. Schließlich brauchen wir 
neue Ausbildungsberufe mit überwiege11 

praktischen Qualifikationen. Denn es is1 
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In einem Jahr 55.000 Anträge 
aufMeister-BAföG 

Das vor fast genau einem Jahr in 
Kraft getretene „Meister-BAföG" 
hat einen Motivationsschub zum 
Aufstieg auf der beruflichen Karrie- 
releiter ausgelöst. 

Wie Bundesbildungsminister Jürgen 
Rüttgers am 2. Mai in Bonn berichte- 
te, haben seither bereits 55.000 Gesel- 
len, Facharbeiter und andere Auf- 
stiegswillige einen Antrag auf finanzi- 
elle Förderung ihrer Weiterbildung 
zum Meister, Techniker oder für ver- 
gleichbare Qualifikationen gestellt. 

Rüttgers verwies auf Angaben der 
Handelskammer Düsseldorf, nach de- 
nen diese Aufstiegsfortbildung auf- 
grund des Meister-BAföGs um zehn 
Prozent zugenommen hat. 85 Prozent 
der Antragsteller haben bereits einen 
Bescheid erhalten, in 90 Prozent der 
Fälle wurden Leistungen bewilligt. 
Nach Angaben des Ministers haben 
°und, Länder und die Deutsche Aus- 
gleichsbank bisher rund 280 Millionen 
Mark Fördermittel ausgezahlt. 

Wie Rüttgers weiter berichtete, sind 
60 Prozent der bisher Geförderten 
Handwerksgesellen. Deren Ziel sei 
häufig die Gründung einer selbständi- 

gen beruflichen Existenz, was sich po- 
sitiv auf das Angebot an Arbeitsplät- 
zen und Lehrstellen auswirken werde. 
Das „Gesetz zur Förderung der Auf- 
stiegsfortbildung" soll der finanziellen 
Absicherung der Vorbereitung auf 
Meisterprüfungen im Handwerk und 
auf vergleichbare Abschlüsse in Indu- 
strie und Handel, freien Berufen und 
im Gesundheitswesen dienen. 
Zwei Drittel der Abtragsteller absol- 
vieren dies laut Rüttgers in Vollzeit- 
Fortbildungen und erhalten dafür ei- 
nen nach Familienstand und -große 
gestaffelten Unterhaltsbeitrag. Dessen 
Höhe und die Frage, inwieweit er Zu- 
schuß, zinsfreies oder zinsgünstiges 
Darlehen ist, wird mitbestimmt von 
den Einkommens- und Vermögensver- 
hältnissen des Betroffenen. 
Unabhängig von Einkommensverhält- 
nissen können die Antragsteller darü- 
ber hinaus günstige Darlehen zur Fi- 
nanzierung der Lehrgangs- und Prü- 
fungsgebühren erhalten. Anträge müs- 
sen in der Regel bei den Ämtern für 
Ausbildungsförderung der kreisfreien 
Städte und Kreise gestellt werden. In 
einigen Ländern sind dafür aber auch 
andere Stellen zuständig. 

c,Urd, junge Menschen mit handwerkli- 
steli11 ^escmck ins berufliche Abseits zu 
Sc, 

en' nur weil sie mit Formelwissen 
'echt zurechtkommen. 

pr   °nndesregierung will das Lehrstellen- 
Se   j6™ mit der Wirtschaft gemeinsam lö- 
in /. *arifpartner und Politik müssen Hand 
ri;„. nd arbeiten. Von Streitereien haben 

Jungen Leute, die Lehrstellen suchen, uin 
allerw enigsten. 

Wenn jeder sich seiner Verantwortung für 
unsere Jugend bewußt ist, schaffen wir 
auch 1997, was wir in den vergangenen 
Jahren immer geschafft haben: daß alle 
ausbildungswilligen Jugendlichen eine 
Lehrstelle finden. 

„Mehr Ausbildungsplätze - Jetzt!": Das ist 
ein gutes Motto. Es trifft den Kern der Sa- 
che. Ich wünsche der Initiative einen er- 
folgreichen Verlauf! B 
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Junge Union Euskirchen 
hilft bei Lehrstellensuche 

Ein Beispiel, das Schule machen sollte 

Bereits zum zweiten Mal hat jetzt der 
Arbeitskreis Ausbildung der Jungen 
Union im Kreisverband Euskirchen 
eine Broschüre mit den handwerklichen 
Ausbildungsbetrieben im Kreis Euskir- 
chen herausgegeben. 

Theoretische Diskussionen über die Aus- 
bildung gibt es zur Genüge. Leider haben 
die auf allen möglichen Ebenen beschlos- 
senen Papiere selten die praktischen Aus- 
wirkungen, die man sich erhofft. Daher 
war es das Ziel der JU Euskirchen, jen- 
seits der Diskussionen konkreten Nutzen 
für junge Menschen zu stiften. 

Im kaufmännischen Bereich gibt es den 
IHK-Lehrstellen-Atlas, aber im Handwerks- 
bereich existiert nichts Vergleichbares. Des- 
halb der Versuch, diese Lücke im Kammer- 
bereich Aachen zu schließen. Da es speziell 
im Handwerk schwierig ist, die vorhande- 
nen Ausbildungsplätze und die potentiellen 
Auszubildenden zusammenzubringen, stell- 
te sich die Frage, was aktiv getan werden 
könne, um diesen Zustand zu ändern. 

Die Antwort: Erstellung der 
Broschüre „Ausbildungsbetriebe, 
Ausbildungsplätze und Praktikums- 
stellen für den Fachbereich Hand- 
werk - Stand I. Quartal 1997" in 
Abstimmung mit der Kreishand- 
werkerschaft. 

Das Feedback von Schülern 1996 wurde 
umgesetzt, und daher sind dieses Jahr 
auch Praktikumsstellen mit aufgelistet. 

Für die verschiedensten Berufe sind die 
Unternehmen mit Adresse aufgeführt, die 

im jeweiligen Bereich ausgebildet haben 
oder zur Zeit ausbilden. 
Fast 700 Unternehmen wurden mit der 
Bitte um ergänzende Angaben angeschrie- 
ben. Wo Informationen über Ansprech- 
partner, Ausbildungsbereitschaft und Prak- 

tikumsstellen zu erhalten waren, sind sie 
bei der Adresse zu finden. 

Zum Schluß wurden die Computer ordeO 
lieh gequält: Das Ergebnis der Layoutai" 
beiten liegt in Form einer 24-seitigen 
DIN-A-4 Broschüre vor. 

Um Mißverständnisse vorzubeugen: Die 

Broschüre ist kein Verzeichnis offener 
Ausbildungsplätze, sondern von Ausbil- 
dungsbetrieben. Wenn bereits ausgebiloe 
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urde, lohnt es sich, beim Betrieb nachzu- 
a§en, ob im Moment ein Auszubildender 

jaucht wird. Die Übersicht soll den Aus- 
"dungsplatzsuchenden helfen, auch 

,üjterhalb ihres Heimatortes eine Lehrstel- 
im gewünschten Handwerksberuf zu 

,naen, falls am Ort keine entsprechende 
Möglichkeit angeboten wird. 

!e Broschüre hat eine Auflage von 1.700 
Xernplaren. Die meisten Hefte wurden 

■ n Gymnasien, den Realschulen, vor al- 
111 aber den Hauptschulen und der Ge- 

Partei aktiv 

, ^schule im ganzen Kreis Euskirchen 
°stenlos zur Verfügung gestellt und 
'ten dort den interessierten Schülern vor 

jjllem der Klassen 9 und 10 zugänglich 
flacht werden. 
k'e öffentliche Präsentation fand im Ar- 
£ ''samt Euskirchen statt, wo Amtsleiter 
a^atzki das Projekt ausdrücklich be- 

^üßte und für die Zukunft seine Unter- 

stützung zusagte. Die Handwerkskammer 
sollte das Konzept übernehmen und eine 
gleichartige Aktion im nächsten Jahr kam- 
merweit durchführen. Das gute Beispiel 
sollte Schule machen. 
Die Aktion war nur möglich, weil der 
CDU-Kreisvorstand unter seinem Vor- 
sitzenden Dr. Wolf Bauer MdB einen fi- 
nanziellen Rahmen zur Verfügung stellte. 
Unterstützung bei der Vorbereitung und 
beim Druck kam sowohl von Clemens 
Pick MdL als auch vom CDU-Kreisge- 
schäftsführer Walter Lanzerath. 
• Gegen Zusendung eines mit Briefmar- 
ken im Wert von drei DM frankierten 
DIN-C-4-Rückumschlags an den „Arbeits- 
kreis Ausbildung, Torsten Fues, Lilien- 
straße 5, 53925 Kali" können weitere In- 
teressenten ein Exemplar der Broschüre 
erhalten. 
# Für weitere Fragen steht neben Torsten 
Fues auch Johannes Wennrich jr. 
(02484-2388, e-Mail: Wennrich@eifel-on- 
line.de oder Wennrich@athene.informa- 
tik.uni-bonn.de) zur Verfügung. 

Hin? auf das Ergebnis ihrer Arbeit: die Mitglieder des Arbeitskreises Ausbildung der Jungen 
C,j,Ud-lrn Kreisverband Euskirchen (v. I.) Sebastian Pönsgen, Johannes Pick, Torsten Fues, 

a,a Stahl, Eric Meier und Matthias Baldus. 
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Große Chancen für Wachstum und 
neue Arbeits- und Ausbildungsplätze 
Zur Gemeinsamen Erklärung der Deut- 
schen Bischofskonferenz und des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land zu „Chancen und Risiken der Me- 
diengesellschaft" erklärte der Vorsit- 
zende des CDU-Bundesfachausschusses 
Medienpolitik, Staatsminister Anton 
Pfeifer: 

Die Gemeinsame Erklärung der Deut- 
schen Bischofskonferenz und des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
enthält eine abgewogene Einschätzung der 
Chancen und Risiken, die sich aus dem 
technologischen Wandel für unsere von 
den Medien mitgeprägte Gesellschaft er- 
geben. Sie ist eine wertvolle Grundsatzer- 
klärung, die es verdient, daß ihre Empfeh- 
lungen sorgfältig überlegt und in der wei- 
teren medienpolitischen Diskussion be- 
achtet werden. 
Die CDU stimmt der in der Gemeinsamen 
Erklärung zum Ausdruck kommenden Po- 
sition der Kirchen zu, daß in der künftigen 
Entwicklung der modernen Medien- und 
Kommunikationstechnologien große 
Chancen für Wachstum und neue Arbeits- 
und Ausbildungsplätze in großer Zahl lie- 
gen, die genutzt werden müssen, daß es 
aber genauso wichtig ist, dabei die kultu- 
rellen und gesellschaftlichen Auswirkun- 
gen der Medien- und Kommunikations- 
technologien sorgfältig zu bedenken. Aus 
diesem Grund sind die ethischen Orientie- 
rungspunkte von großer Bedeutung, die in 
der Erklärung formuliert sind und die die 
Bewahrung der Würde des Menschen bei 
der künftigen Medien- und Kommunikati- 
onsentwicklung zum Ziel haben. 

Die Kirchen haben Recht, wenn sie fest- 
stellen, daß die künftigen Herausforderun- 
gen der Mediengesellschaft nur bestanden 

werden können, wenn ein breiter gesell- 
schaftlicher Dialog über eine Kommuni- 
kations- und Medienethik in Gang komm1. 

Die CDU wird ihren Beitrag zu diesem 
Dialog leisten mit dem Ziel, daß das ethi- 
sche Verantwortungsbewußtsein aller in 
den Medien, aber auch das Verantwor- 
tungsbewußtsein der Zuschauer und Me- 
diennutzer geweckt und gestärkt wird. 
Diese Diskussion muß auch die im Presse 
codex des Deutschen Presserates und in 
den Richtlinien der Freiwilligen Selbst- 
kontrolle enthaltenen ethischen Normen 
und Verhaltensregeln mit einbeziehen. D|e 

Veränderungen in den Medien werfen, ^lß 

die Kirchen zu Recht feststellen, stets 
neue Fragen auf, welche den fortgesetzten 
medienethischen Dialog mit einer mög- 
lichst breiten Öffentlichkeit unerläßlich 
machen. 
Der Fachausschuß Medienpolitik sieht 
sich in seiner Auffassung bestärkt, daß d'e 

Medienerziehung und die Vermittlung v0 

Medienkompetenz ein zentrales Grundafl' 
liegen der Medienpolitik sein muß, und 
daß der Umgang mit der komplexer wer- 
denden Medienwelt zu den elementaren 
Kulturtechniken der Zukunft gehört. Nß' 
ben den Einrichtungen des Bildungswe- 
sens und den Medien selbst kommt dabei 
in ganz besonderer Weise den Eltern und 
Familien entscheidende Bedeutung und 
Verantwortung zu. Deshalb ist die Stär- 
kung der Erziehungskraft der Familien 
auch in diesem Bereich ein vorrangiges 
politisches Ziel der CDU. 
Die CDU begrüßt das klare Bekenntnis 
der Kirchen zum dualen System von öf' 
fentlich-rechtlichem und privatem Rund' 
funk sowie zur Sicherung der Meinungs' 
und Medienvielfalt, das in der Erklärung 
zum Ausdruck kommt. 
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»Den Worten Taten folgen lassen" - 
SPD zum Handeln aufgefordert 

ll fast deckungsgleichen Formulie- 
ngen wie Bundespräsident Herzog 

*** gleichen Abend hat Eberhard Diep- 
*en auf dem Landesparteitag der Berli- 

r CDU dazu aufgerufen, Reformen 
jd Modernisierung unserer Gesell- 
naft gegen Verneinung, Verkrustung 
d pure Besitzstandswahrung durch- 

setzen. „Wir brauchen eine Durchlüf- 
£§•" Es müsse weniger verhandelt als 

Rändelt werden. 
gleich wandte sich der Landesvorsit- 
nde gegen ein Kaputtsparen der Stadt. 
cn im Interesse künftiger Generationen 

j-.j^se die Lebensfähigkeit und Zukunfts- 
j, 'gkeit der Stadt Vorrang haben vor der 
j^ Ushaltskonsolidierung. „Wer bis zum 
_ skelschwund hungert, wird sich nie 

eder aus eigener Kraft emporarbeiten 
Jnnen.' 

l^ePgens mit viel Beifall bedachte Rede 
die nte n'cnt darüber hinwegtäuschen, daß 
ju Ser Parteitag auch geprägt war von einer 
die H^G ^mst- ^mst vor al'em darüber, daß 
Bp !rerzeitige politische Konstellation in 

viei    mit ihrer CDU/SPD-Regierung in 

\y .^Punkten nicht vorwärtsgekommen ist, 
(jü ^le Koalitionspartner - noch erschwert 
$bj>.    le innerparteilichen Streitigkeiten der 
.     "" sich gegenseitig blockieren. 

^ führte dann auch dazu, daß ein Wil- 
0,ifdorfer Delegierter mit viel Pathos eine 
Jun> dung des Senats forderte und die 
ba|ige Union mit einer Bananen- und Luft- 
ig n~ Aktion dem Parteitag zeitweise den 
lieh     •   emer grunen Protestaktion ver- 
„Ij^'nem Parteitag, der unter dem Mott 

Berr '<nken in Deutschland -ldeen für 
eHist

ln ' e*gentlich Anstoß geben sollte zur 
Der ^ n selbstkritischen Selbsterforschung. 

eschlossene Leitantrag bot eine ge- 

wissenhafte Zusammenstellung der Er- 
kenntnisse und Forderungen, für die die 
CDU seit langem steht: Mehr Reformen 
und Flexibilisierung in der Arbeitswelt und 
mehr Innovationen mit schneller Umset- 
zung, um Chancen für neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

Dafür weniger Gerede über Umverteilung. 
Mehr innere Zuwendung zum Bereich der 
Dienstleistungen, die vor allem im mittel- 
ständischen Bereich hoffen lassen. 
Auch Eberhard Diepgen hatte in seiner 
Rede darauf hingewiesen, daß andere, 
auch sozialdemokratisch geführte Länder 
Europas uns beim Zurückfahren von nicht 
mehr finanzierbaren Besitzstandsan- 
sprüchen weit voraus sind und damit gute 
Erfahrungen hinsichtlich neuer Arbeits- 
plätze gemacht haben. 
Scharf und eindeutig reagierte Diepgen 
auf die Forderung nach einer Senatsumbil- 
dung: „Es wird keine Senatsumbildung 
geben! Bei mir herrscht Kontinuität!" 
Diepgens besondere Anerkennung galt In- 
nensenator Jörg Schönbohm, bei dem die 
Innere Sicherheit Berins in guten Händen 
sei. Dabei eine scharfe Attacke Diepgens 
gegen die Sicherheitspolitik der Grünen: 
„Freies Sprayen, Fixen und Klauen bei 
gleichzeitigem Abbau der Polizei, das ist 
offenbar das Programm der grünlichen Al- 
ternativen Liste in Berlin. Aber jeder heute 
weiß, daß die Kleinkriminalität, die Ver- 
schmutzung und Verwahrlosung die Wiege 
sind für die große Kriminalität und das or- 
ganisierte Verbrechen." 

Der Parteitag, ursprünglich ausgerichtet 
auf den Willen zur Reform, diente nicht 
zuletzt der innerparteilichen Streitkultur. 
Und auch das braucht die Union gelegent- 
lich - Ausrutscher eingeschlossen. ■ 
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Landesparteitag in Trier 

Christoph Bohr neuer 
Landesvorsitzender 

„Wir brauchen Veränderungen in Poli- 
tik und Gesellschaft, wir brauchen aber 
auch Veränderungen in unseren Köp- 
fen. Nicht der Stillstand und nicht die 
Bequemlichkeit helfen uns bei der Lö- 
sung unserer Probleme. Nur die Innova- 
tion bringt eine neue Dynamik, eine Dy- 
namik, die wir dringend brauchen in 
Wirtschaft und Gesellschaft." 

Mit dieser Kritik an der rheinland-pfälzi- 
schen Landesregierung begann Christoph 
Bohr seine Parteitagsrede und wurde 
anschließend mit einem überwältigenden 
Votum von 98 Prozent der Delegierten- 
stimmen beim 47. Landesparteitag der 
CDU Rheinland-Pfalz am 26. April in sei- 
ner Heimatstadt Trier zum neuen Landes- 
vorsitzenden gewählt. 

Der 43jährige Bohr, seit 1. Mai auch Vor- 
sitzender der CDU-Landtagsfraktion, folgt 
Johannes Gerster, der als Landesbeauf- 
tragter der Konrad-Adenauer-Stiftung für 
Israel nach Jerusalem geht. 

„Ich kenne kein wichtigeres Ziel, keine 
bedeutsamere Aufgabe als die: dafür zu 
sorgen, daß Menschen Arbeit finden", be- 
schrieb Bohr die zentrale Herausforderung 
seines künftigen Engagements. 

Bohr, ehemaliger Bundesvorsitzender der 
Jungen Union und seit zehn Jahren im 
Mainzer Landtag, wo er sich u.a. als fi- 
nanzpolitischer Sprecher der CDU-Frakti- 
on profilierte, dankte seinem Vorgänger 
Johannes Gerster: „Er hat die Partei zu ei- 
nem neuen Aufbruch geführt, Frauen und 
jungen Leuten den Weg gebahnt. Er hat 
das Fundament gelegt für unsere Erfolge 
in den kommenden Jahren." 

Zwei hochran- 
gige Gäste 
machten den 
Landespartei- 
tag zu einem 
kleinen eu- 
ropäischen Gipfeltreffen. Aus Luxemburg 
erschien Premierminister Jean-Claude 
Juncker, um Christoph Bohr zu seinem 
hervorragenden Wahlergebnis zu beglück' 
wünschen. 

In seiner pointierten, von den Delegierte11 

mit viel Zustimmung aufgenommenen °e' 
de warb Juncker eindringlich für die eu- 
ropäische Idee und mahnte gemeinsames 
Handeln der europäischen Partner in alle" 
Politikbereichen an. Juncker, persönliche' 
Freund des Bundeskanzlers, begrüßte 
nachdrücklich die Absicht des „überzeug' 
ten Europäers" Helmut Kohl zu einer er- 
neuten Kanzlerkandidatur. 

Die Sicherung der Zukunft nannte Bun- 
deskanzler Helmut Kohl als wichtigste 
Aufgabe der CDU in Bund und Land. Pa' 
zu gehörten auch Reformen der von der 
CDU geschaffenen Systeme, um sie den 
veränderten gesellschaftlichen Rahmen^ 
dingungen anzupassen: der Umbau des 
Sozialstaats sei der Weg zu seiner Erhal' 
tung. 

Die Steuerreform müsse sich als Motor 
mehr Beschäftigung auswirken. Der Bun 

deskanzler kritisierte nachdrücklich den 
„politischen Crashkurs der SPD", der sP 
aber nicht auszahlen werde. Helmut K°n 

dessen Rede langanhaltenden Beifall er' 
hielt, würdigte die Leistungen Johannes 
Gersters für die CDU Rheinland-Pfalz- 
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j^jn neuen Landesvorsitzenden Christoph 
°hr sagte der Bundeskanzler seine volle 

Unterstüt 
Ch 

zung zu. 

nstoph Bohr rief die Partei zur tatkräf- 
^8en Mitarbeit auf, um im Jahr 2001 den 
^perungswechsel in Mainz zu schafen: 

',wer zum Gipfel will, muß entschlossen 
IS- Die CDU in Rheinland-Pfalz ist ent- 

flossen, und weil wir entschlossen sind, 
iiu?en wir ^en Aufst'e8 schaffen, Hand 
<>. ^nd mit Ihrer aller Hilfe, um die ich 
*e bitte." 

Ergebnisse der Wahlen 

zum Landesvorstand: 

^sitzender: Christoph Bohr MdL (415 
*» 5 Neinstimmen, 2 Enthaltungen) 

Stellvertreter: Dr. Maria Böhmer MdB 
(332 Ja-, 62 Neinstimmen, 25 Enthaltun- 
gen) und Dr. Adolf Weiland MdL (366 Ja-, 
25-Neinstimmen, 15 Enthaltungen) 
Schatzmeister Dr. Stephan Kern wurde 
mit 369 Ja- 10 Neinstimmen bei 7 Enthal- 
tungen in seinem Amt bestätigt. 

Zu Beisitzern wurden gewählt: Ikona 
König, Joachim Hörster MdB, Helga 
Hammer MdL, Dr. Eva Lohse, Peter Rau- 
en MdB, Michael Billen MdL, Hans-Josef 
Bracht MdL, Rolf Staab, Kurt Lechner, 
Marianne Rabb-Ohlenforst, Erhard Lelle 
MdL, Erwin Rüddel, Ingrid Näkel-Surges, 
Dr. Christoph Wolff und Manuela Maas- 
Köppe. 
Kraft Satzung gehört Generalsekretär Dr. 
Jürgen Hartmann ebenfalls dem Landes- 
vorstand an. 

^ni 

Kleine und mittlere 
die wirtschaftliche 

23h ich des EuroPatages am 5- Mai 
Mitt    en cJer Bundesvorsitzende der 
8üh     tands" und Wirtschaftsvereini- 
Cvder.CDU/CSU' Peter Rauen, und 
de ^sitzende der Deutschen Sektion 
Hi» ^itte,stands- und Wirtschaftsverei- 
uf^g der CDU/CSU in der EVP, 
Mrtin Egon Ecker: 

*u u,- ut*8en Europatag gilt es nach vorn 
Vor   • en- Die EU steht in diesem Jahr 
che ^lcnt'8en Entscheidungen mit weitrei- 
^ndem Einfluß für Wirtschaft und Bür- 

^ei rv 
Mm l     ge werden hierbei aus Sicht des 
$ejn.e'standes von besonderer Bedeutung 
den p   s Ergebnis der im Juni stattfinden- 
ren y e§ierungskonferenz und die weite- 
W 0rbereitungen auf die geplante 
,. nrungsunion. unter t> 
^erd      acntung der Konvergenzkriterien 

en die Mittelstands- und Wirtschafts- 

Unternehmen sind 
Zukunft Europas 
Vereinigung der CDU/CSU und die Deut- 
sche Sektion der Mittelstands- und Wirt- 
schaftsvereinigung in der EVP alle Maß- 
nahmen unterstützen, die zur Einführung 
des EURO notwendig und unverzichtbar 
sind. Dabei darf es aber zu keiner „Son- 
derbelastung" der mittelständischen Wirt- 
schaft kommen. 

Klares Ja zum EURO 
Die wettbewerbspolitischen Herausforde- 
rungen, die sich aus der zunehmenden 
Globalisierung der Märkte ergeben, bedin- 
gen zwangsläufig eine gemeinsame eu- 
ropäische Währung. 
Die wirtschaftliche Zukunft Europas kann 
nur mit den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen, das sind mehr als 98 Prozent al- 
ler Unternehmern in der EU, gewährleistet 
werden. Sie sind in erster Linie Garant für 
die Erhaltung und die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze. ■ 
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Auf einem guten Weg, stärkste 
Partei in Bremen zu werden 

„Wir wollen bei der nächsten Bürger- 
schaftswahl stärkste Partei in Bremen 
werden", mit diesen Worten gab der 
Bremer Landesvorsitzende Bernd Neu- 
mann die Richtung für die künftige Ar- 
beit seiner Landespartei vor. Auf dem 
89. Landesparteitag zogen die Christde- 
mokraten des Zwei-Städte-Staates eine 
Bilanz nach zwei Jahren Großer Koali- 
tion mit der SPD. 

Bernd Neumann machte in seiner kämpfe- 
rischen Rede vor den Delegierten deutlich, 
daß das Klima in der Koalition zwar fair 
sei, jedoch zeige sich in der Regierungszu- 
sammenarbeit immer wieder die nur be- 
dingte Bereitschaft der Sozialdemokraten 
zu grundlegenden Reformen. Die SPD se- 
he sich noch immer als linke Partei. Die 
Sehnsucht nach einem rot-grünen Bündnis 
sei in der Partei noch immer latent vorhan- 
den. Nicht nur deshalb widerspreche er 
auch nicht dem Ex-Landesgeschäftsführer 
der SPD und heutigen Manager von Wer- 
der Bremen Willi Lemke, wenn dieser 
feststellt: „Die SPD ist zweitligareif." 

Die Politik der Koalition trage deutlich die 
Handschrift der CDU. Dies gelte beson- 
ders für die Bereiche Finanz-, Wirtschafts-, 
Wohnungsbau-, Innen- und Bildungspoli- 
tik. So sei es 1996 gelungen, das Haus- 
haltsvolumen bei einem Wachstum von 
0,1 Prozent nahezu konstant zu halten. Die 
Politik der Inneren Sicherheit werde seit 
dem CDU-Eintritt in die Regierung wieder 
groß geschrieben. Durch die neue Woh- 
nungsbaupolitik habe Bremen 1996 erst- 
mals wieder ein Bevölkerungswachstum 
zu verzeichnen. Die Stärkung des Mittel- 
standes und des Dienstleistungssektors 

stehe im Mittelpunkt der Wirtschaftspoli; 
tik. Durch die CDU sei Bildungsvielfalt i» 
Bremen eingekehrt. Auch die Verlänge- 
rung der Arbeitszeit für Beamte und die 
Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung *u 

Lehrer um zwei Stunden gehe auf Initiati' 
ve der CDU zurück. Dadurch würde der 
Haushalt weiter entlastet. 
Die SPD werde in der Öffentlichkeit kau»0 

mehr wahrgenommen, stellte der CDU- 
Landeschef fest. Bürgermeister Henning 
Scherf setze zwar weiterhin auf seine öt* 
fentlichkeitswirksame Umarmungsstrate- 
gie, aber die Politik der einzelnen RessofP 
interessiere ihn wenig. Auch die SPD-Se' 
natoren tauchten in der Öffentlichkeit 
vollkommen ab. 

Es ist die CDU, die 
die Probleme Bremens löst 

„Wir befinden uns auf einem guten Weg6' 
stärkste Partei in Bremen zu werden", ^ 
Bernd Neumann den Delegierten zu. 
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Broschüre „Wohngeld" in 39. Auflage erschienen 
Die Broschüre „Wohngeld" liegt 

jetzt in der neununddreißigsten 
Auflage vor. Sie informiert darüber, 
°b und wie man Wohngeld erhalten 
kann. 
Seit über 30 Jahren schon hilft das 
Wohngeld Mietern und Inhabern von 
Eigenheimen oder Eigentumswoh- 
nungen, die Wohnkosten zu tragen. 
Das Wohngeld wird je zur Hälfte 
vom Bund und von den Ländern be- 
2ahlt. Im Durchschnitt senkt das 
Wohngeld die selbst zu tragende 
Mete um etwa 25 Prozent. 
Das Wohngeld hilft vor allem den 
Haushalten, deren Einkommen nicht 
ausreicht, um sich selber eine ange- 
messene Wohnung zu besorgen. Es 
wjrd in jedem Einzelfall auf die indivi- 
duelle Situation der Haushalte zuge- 
schnitten. So erhöht sich das Wohn- 
9eld, wenn z. B. die Kinderzahl steigt 
°der wenn das Einkommen wegen 
Arbeitslosigkeit sinkt. Auch Mietstei- 
9©rungen können durch das Wohn- 
9eld tragbarer werden. 
Auf Wohngeld besteht ein Rechtsan- 
spruch. Jeder, der die Voraussetzun- 
9en erfüllt, sollte seinen Anspruch 
geltend machen. Die Höhe des 
Wohngeldes hängt ab vom Famili- 
eneinkommen, von der monatlichen 

Miete bzw. Belastung und von der 
Zahl der Familienmitglieder. 
Seit 1. Januar 1997 wird das Wohn- 
geld in ganz Deutschland nach den 
Bestimmungen des Wohngeldgeset- 
zes berechnet, die in der Broschüre 
erläutert werden. Für die Wohngeld- 
berechtigten in den neuen Ländern 
gelten jedoch einige Sonderregelun- 
gen (z. B. eigene Miethöchstbetrags- 
tabelle, Einkommensfreibetrag). Für 
Interessierte in den neuen Ländern 
ist deshalb eine Sonderausgabe er- 
stellt worden. 

Anforderung der 
Broschüren: 
• Wohngeld - 39. Auflage 1997 
• Wohngeld - Mit Ergänzung für die 

neuen Länder 39. Auflage 1997 
über: 

• Internet: http://www.bundes- 
regierung.de 

• T-online: Bundesregierung* 
• Tel. (rund um die Uhr): 

0 18 05/22-19 96 
• Fax: 0 18 05/22-19 97 
Postweg: Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung, 
53105 Bonn 

%t*Weiten Teil des Parteitages beschaf- 
fe*1 sich die Delegierten mit der Ein- 
Vjüng des EURO. Der stellvertretende 
r0D.S!t2ende der EVP-Fraktion im Eu- 
%oISchen Parlament, Hans-Gert Pötte- 
sC|~' Und der Präsident des Niedersächsi- 
biet

n Sparkassen und Giroverbandes, Dr. 
Hiq? Hoppenstedt, führten in die The- 
Q(i    ein- In einem von Europastaatsrat 

er Niederbremer erläuterten Antrag 

zum Thema europäische Integration 
nennt die CDU-Bremen die Straffung der 
europäischen Institutionen und Verfahren, 
die Fortentwicklung des Subsidiaritäts- 
prinzips, die Stärkung der Inneren Sicher- 
heit mit einer besseren Kriminalitäts- 
bekämpfung und die außenpolitische 
Handlungsfähigkeit als Voraussetzungen 
für eine Erweiterung der Europäischen 
Union. ■ 
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AKTIONSBESTELLSCHEIN 

Die Währung für eine sichere Zukunft 

IS-Versandzentrum 
Postfach ll 64 

33759 Versmold 

Telefax (054 23) 415 21 

*  * * 

^T       JH, ich bestelle 

Absender/Rechnungsanschrift 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Telefon 

Bestell-     Menge                  Artikelbezeichnung                   Bestell-   Preis je     Gesamt 
Nr.:                                                                                       einheit     Einheit 

DM          DM 

9224 £{//?0-Kugelschreiber 100 40,- 

9814 £{//?0-Parkscheibe 
mit Benzinrechner 

100 56,- 

9243 £[//?0-Geldbörse 1 29,90 

9252 £(/#0-Schlüsselanhänger 50 49,50 

9506 EURO- Feuerzeug 25 23,75 

9228 EURO-Cü-ROM 1 15- 

5176 EURO- Die Währung für eine 
sichere Zukunft, Broschüre 

25 15,25 

2172 Zehn gute Gründe für den EURO 100 20- 

lle Preise zzgl. MwSt. und Versandkosten. 

Datum Unterschrift 
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< EURO- 
Schlüssel- 
anhänger 
Bestell-Nr.: 
9252 
Verpackungs- 
einheit: 
50 Expl. 
Preis je 
50 Expl.: 
49,50 DM 

▲ EURO-Geldbörse 
Bestell-Nr.: 9243 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je 1 Expl.: 29,90 DM 

T EURO-Parkscheibe mit 
Benzinrechner 

^uRO-Kugelschreiber 
JJNl-Nr.: 9224 
f/Packungseinheit: 100 Expl. 

eisJe 100 Expl.: 40,00 DM 

EURO- 
Feuerzeug ► 
Bestell-Nr.: 
9506 
Verpackungs- 
einheit: 
25 Expl. 
Preis je 
25 Expl.: 
23,75 DM 

WUR0- 
:^URnerstützun9 eines multimedialen Vortrages zum Thema 

Bestell- 
Nr.: 9814 
Ver- 
packungs- 
einheit: 
100 Expl. 
Preis je 
100 Expl.: 
56,00 DM 

-CD-ROM 

Die Währung für eine sichere Zukunft") 
B||-Mr. 9228) Verpackungseinheit: 1 Expl., Preis je Expl.: 15,00 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

< EURO - Die 
Währung für eine 
sichere Zukunft, 
Broschüre 
Bestell-Nr.: 5176 
Verpackungsein- 
heit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 
15,25 DM 

Zehn gute 
Gründe für den 
EURO ► 
Bestell-Nr.: 
2172 
Verpackungs- 
einheit: 
100 Expl. 
Preis je 
100 Expl.: 
20,00 DM 

Bijno 
zehn gute Grund« 
für den EURO 

IS-Versandzentrum   •   Postfach 11 64 
33759 Versmold • Telefax (0 54 23) 4 15 21 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 
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